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Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) 
Vom 27.12. 1993 (BGBl I S. 2396, 1994 I S. 2439), zuletzt geändert durch Gesetz zur Umsetzung 

der UVP-Änderungsrichtlinie, der IVU-Richtlinie und weiterer EG-Richtlinien zum 
Umweltschutz vom 27.7.2001 (BGBl I S. 1950) 

§ 1 - Anwendungsbereich, Wettbewerbsbedingungen 
(1) Dieses Gesetz gilt für Eisenbahnen. Es gilt nicht für andere Schienenbahnen wie 
Magnetschwebebahnen, Straßenbahnen und die nach ihrer Bau- oder Betriebsweise ähnlichen 
Bahnen, Bergbahnen und sonstige Bahnen besonderer Bauart.  
(2) Mit dem Ziel bester Verkehrsbedienung haben Bundesregierung und Landesregierungen darauf 
hinzuwirken, dass die Wettbewerbsbedingungen der Verkehrsträger angeglichen werden, und dass 
durch einen lauteren Wettbewerb der Verkehrsträger eine volkswirtschaftlich sinnvolle 
Aufgabenteilung ermöglicht wird.  

§ 2 - Begriffsbestimmungen 
(1) Eisenbahnen sind öffentliche Einrichtungen oder privatrechtlich organisierte Unternehmen, die 
Eisenbahnverkehrsleistungen erbringen (Eisenbahnverkehrsunternehmen) oder eine 
Eisenbahninfrastruktur betreiben (Eisenbahninfrastrukturunternehmen).  
(2) Eisenbahnverkehrsleistungen sind die Beförderung von Personen oder Gütern auf einer 
Eisenbahninfrastruktur. Eisenbahnverkehrsunternehmen müssen in der Lage sein, die Zugförderung 
sicherzustellen.  
(3) Das Betreiben einer Eisenbahninfrastruktur umfasst den Bau und die Unterhaltung von 
Schienenwegen sowie die Führung von Betriebsleit- und Sicherheitssystemen.  
Zur Eisenbahninfrastruktur zählen die in Anlage 1 Teil A der Verordnung (EWG) Nr. 2598/70 der 
Kommission vom 18. Dezember 1970 zur Festlegung des Inhaltes der verschiedenen Positionen der 
Verbuchungsschemata des Anhangs I der Verordnung (EWG) Nr. 1108/70 des Rates vom 4. Juni 
1970 (ABl. EG Nr. L 278 S. 1) aufgeführten Anlagen. Zur Eisenbahninfrastruktur zählen auch 
Gebäude, die der Verwaltung der Eisenbahninfrastruktur dienen, Gebäude, in denen sich Verkaufs- 
und Abfertigungseinrichtungen für den Personen- und Güterverkehr befinden, sowie ortsfeste und 
bewegliche Verkaufs-, Abfertigungs- und Verladeeinrichtungen, sofern sie jedem 
Eisenbahnunternehmen zur Verfügung stehen.  
(4) Eine internationale Gruppierung ist die Verbindung mindestens zweier 
Eisenbahnverkehrsunternehmen mit Sitz in verschiedenen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften, deren Geschäftstätigkeit darin besteht, grenzüberschreitende 
Eisenbahnverkehrsleistungen zwischen den Mitgliedstaaten zu erbringen.  
(5) Schienenpersonennahverkehr ist die allgemein zugängliche Beförderung von Personen in Zügen, 
die überwiegend dazu bestimmt sind, die Verkehrsnachfrage im Stadt-, Vorort- oder Regionalverkehr 
zu befriedigen. Das ist im Zweifel der Fall, wenn in der Mehrzahl der Beförderungsfälle eines Zuges 
die gesamte Reiseweite 50 Kilometer oder die gesamte Reisezeit eine Stunde nicht übersteigt.  
(6) Eisenbahnen oder Unternehmen des Bundes sind Unternehmen, die sich überwiegend in der 
Hand des Bundes oder eines mehrheitlich dem Bund gehörenden Unternehmens befinden.  
(7) Die beteiligten obersten Landesverkehrsbehörden entscheiden, soweit es sich nicht um 
Schienenbahnen des Bundes handelt, in Zweifelsfällen im Benehmen mit dem Bundesministerium für 
Verkehr, ob und inwieweit eine Schienenbahn zu den Eisenbahnen im Sinne dieses Gesetzes zu 
rechnen ist. Sie entscheiden auch, soweit es sich nicht um Eisenbahnen des Bundes handelt, 
darüber, ob Schienenpersonennahverkehr im Sinne des Absatzes 5 vorliegt.  

§ 3 - Öffentlicher Eisenbahnverkehr 
(1) Eisenbahnen dienen dem öffentlichen Verkehr (öffentliche Eisenbahnen), wenn sie als  
1. Eisenbahnverkehrsunternehmen gewerbs- oder geschäftsmäßig betrieben werden und jedermann 
sie nach ihrer Zweckbestimmung zur Personen- oder Güterbeförderung benutzen kann (öffentliche 
Eisenbahnverkehrsunternehmen),  
2. Eisenbahninfrastrukturunternehmen gewerbs- oder geschäftsmäßig betrieben werden und ihre 
Schienenwege nach ihrer Zweckbestimmung von jedem Eisenbahnverkehrsunternehmen benutzt 
werden können (öffentliche Eisenbahninfrastrukturunternehmen).  
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(2) Die Entscheidungen darüber, ob eine nicht zu den Eisenbahnen des Bundes gehörende 
Eisenbahn dem öffentlichen Verkehr dient, treffen die obersten Landesverkehrsbehörden im 
Benehmen mit dem Bundesministerium für Verkehr.  

§ 4 - Sicherheitsvorschriften 
(1) Die Eisenbahnen sind verpflichtet, ihren Betrieb sicher zu führen und die Eisenbahninfrastruktur, 
Fahrzeuge und Zubehör sicher zu bauen und in betriebssicherem Zustand zu halten.  
(2) Baufreigaben, Abnahmen, Prüfungen und Zulassungen nach Maßgabe anderer Gesetze und 
Verordnungen obliegen für Betriebsanlagen der Eisenbahnen des Bundes und Schienenfahrzeuge 
der Eisenbahnen des Bundes dem Eisenbahn-Bundesamt.  

§ 5 - Eisenbahnaufsicht 
(1) Nichtbundeseigene Eisenbahnen mit Sitz in der Bundesrepublik Deutschland werden von dem 
Land, in dem sie ihren Sitz haben, beaufsichtigt. Die Landesregierung kann die Eisenbahnaufsicht 
ganz oder teilweise dem Eisenbahn-Bundesamt übertragen, welches sie nach den Weisungen und für 
Rechnung dieses Landes übernimmt. Sie kann anderen öffentlichen oder privaten Einrichtungen 
Aufgaben der Eisenbahnaufsicht ganz oder teilweise durch Rechtsverordnung übertragen.  
(2) Berührt eine nichtbundeseigene Eisenbahn mit Sitz in der Bundesrepublik Deutschland das Gebiet 
mehrerer Länder, so wird die Aufsicht von dem Lande geführt, in dem die Eisenbahn ihren Sitz hat, 
soweit nicht die Länder etwas anderes vereinbaren.  
(3) Für die Aufsicht und Genehmigung nichtbundeseigener Eisenbahnen mit Sitz in der 
Bundesrepublik Deutschland ist die von der Landesregierung bestimmte Behörde zuständig. Die 
Landesregierung bestimmt auch die Behörde, die zuständig ist für die Aufsicht über Eisenbahnen des 
Bundes sowie über nichtbundeseigene Eisenbahnen mit Sitz im Ausland, soweit es sich handelt um  
1. die Genehmigung und Einhaltung von Tarifen im Schienenpersonennahverkehr dieser 
Eisenbahnen auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland,  
2. die Einhaltung von Auflagen auf der Grundlage von Artikel 1 Abs. 5 und 6 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1191/69 des Rates vom 26. Juni 1969 über das Vorgehen der Mitgliedstaaten bei mit dem Begriff 
des öffentlichen Dienstes verbundenen Verpflichtungen auf dem Gebiet des Eisenbahn-, Straßen- und 
Binnenschiffsverkehrs (ABl. EG Nr. L 156 S. 1) in der Fassung der Verordnung (EWG) Nr. 1893/91 
des Rates vom 20. Juni 1991 (ABl. EG Nr. L 169 S. 1) betreffend den Schienenpersonennahverkehr 
dieser Eisenbahnen auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland.  
(4) Zuständige Behörde für die Genehmigung von Tarifen der in Absatz 3 Satz 2 genannten 
Eisenbahnen, die im Schienenpersonennahverkehr über das Gebiet eines Landes hinaus 
angewendet werden, ist die Behörde des Landes, in dem die Eisenbahn ihren Sitz oder eine 
Niederlassung im Sinne des Handelsrechtes hat, bei Eisenbahnen mit Sitz im Ausland die Behörde 
des an das Netz dieser Eisenbahn angrenzenden Landes. Die zuständige Genehmigungsbehörde 
trifft ihre Entscheidung im Einvernehmen mit den Genehmigungsbehörden der vom 
Anwendungsbereich eines Tarifs berührten Länder. Kommt ein Einvernehmen nicht zustande, 
entscheidet auf Antrag der Länder das Bundesministerium für Verkehr.  
(5) Die Einhaltung von Arbeitsschutzvorschriften wird von den nach diesen Vorschriften zuständigen 
Behörden überwacht. Für Schienenfahrzeuge und Anlagen, die unmittelbar der Sicherstellung des 
Betriebsablaufs dienen, kann das Bundesministerium für Verkehr im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die Zuständigkeit auf das Eisenbahnbundesamt übertragen.  
(6) Aufsichts- und Genehmigungsbehörde im Sinne dieses Gesetzes ist auch die Stelle, der die 
Landesregierung oder das Bundesministerium für Verkehr Aufgaben der Eisenbahnaufsicht gemäß 
Absatz 1 Satz 3 oder gemäß § 4 des Gesetzes über die Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes 
übertragen hat.  
(7) Im übrigen ist Aufsichts- und Genehmigungsbehörde für Eisenbahnen des Bundes sowie für 
nichtbundeseigene Eisenbahnen mit Sitz im Ausland betreffend den Verkehr dieser Eisenbahnen auf 
dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland das Eisenbahn-Bundesamt.  

§ 6 - Erteilung und Versagung der Genehmigung 
(1) Ohne eine Genehmigung dürfen weder Eisenbahnverkehrsleistungen nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 
erbracht noch eine Eisenbahninfrastruktur nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 betrieben werden. Die 
Genehmigungspflicht für Eisenbahnen, die nicht dem öffentlichen Verkehr dienen, richtet sich nach 
Landesrecht.  
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(2) Die Genehmigung wird auf Antrag erteilt, wenn  
1. der Antragsteller als Unternehmer und die für die Führung der Geschäfte bestellten Personen 
zuverlässig sind,  
2. der Antragsteller als Unternehmer finanziell leistungsfähig ist,  
3. der Antragsteller als Unternehmer oder die für die Führung der Geschäfte bestellten Personen die 
erforderliche Fachkunde haben  
und damit die Gewähr für eine sichere Betriebsführung bieten.  
(3) Die Genehmigung wird erteilt für  
1. das Erbringen einer nach der Verkehrsart bestimmten Eisenbahnverkehrsleistung,  
2. das Betreiben einer bestimmten Eisenbahninfrastruktur.  
(4) Gültige Genehmigungen öffentlicher Eisenbahnen, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits 
Eisenbahnverkehrsleistungen erbringen oder eine Eisenbahninfrastruktur betreiben, gelten fort, soweit 
sie inhaltlich den Anforderungen dieses Gesetzes genügen. Im übrigen ist diesen Eisenbahnen auf 
Antrag die Genehmigung zu erteilen, ohne dass die Voraussetzungen des Absatzes 2 geprüft werden. 
Satz 2 gilt nur, sofern die Genehmigung innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
beantragt wird.  
(5) Antragsteller kann jede natürliche Person sein, die Angehörige eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Gemeinschaften ist. Das gleiche gilt für Gesellschaften, die nach den 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates der Europäischen Gemeinschaften gegründet wurden und 
ihren satzungsmäßigen Sitz, ihre Hauptverwaltung oder ihre Hauptniederlassung innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaften haben.  
(6) Die Geltungsdauer der Genehmigung soll in der Regel bei  
1. Eisenbahnverkehrsunternehmen höchstens 15 Jahre,  
2. Eisenbahninfrastrukturunternehmen höchstens 50 Jahre betragen.  
(7) Die zuständige Genehmigungsbehörde entscheidet über die Erteilung oder Versagung einer 
Genehmigung im Benehmen mit dem Eisenbahn-Bundesamt, wenn das antragstellende Unternehmen 
beabsichtigt, Eisenbahnverkehrsleistungen auch auf Schienenwegen von Eisenbahnen des Bundes 
zu erbringen.  

§ 7 - Widerruf der Genehmigung 
(1) Die Genehmigungsbehörde hat die Genehmigung zu widerrufen, wenn eine der Voraussetzungen 
des § 6 Abs. 2 nicht mehr vorliegt.  
(2) Auf Verlangen der Genehmigungsbehörde hat die Eisenbahn den Nachweis zu führen, dass die 
ihr gesetzlich obliegenden arbeitsrechtlichen, sozialrechtlichen oder steuerrechtlichen Verpflichtungen 
erfüllt werden. Die Finanzbehörden dürfen den Genehmigungsbehörden Mitteilung über die 
wiederholte Nichterfüllung der steuerrechtlichen Verpflichtungen oder die Abgabe der eidesstattlichen 
Versicherung nach § 284 der Abgabenordnung machen. Die Mitteilung der Finanzbehörden darf nur 
für Zwecke eines Widerrufsverfahrens verwendet werden.  
(3) § 6 Abs. 7 gilt für den Widerruf einer Genehmigung, die einem Unternehmen unter den dort 
genannten Umständen erteilt worden ist, entsprechend.  

§ 8 - Geschäftsführung der Eisenbahnen 
(1) Öffentliche Eisenbahnen müssen in der Leitung, Geschäftsführung und Verwaltung sowie 
hinsichtlich der verwaltungstechnischen und wirtschaftlichen Kontrolle sowie der internen 
Rechnungsführung von staatlichen und kommunalen Gebietskörperschaften unabhängig sein. Ihr 
Wirtschaftsplan und ihre Rechnungsführung sind von den Haushalten staatlicher oder kommunaler 
Gebietskörperschaften zu trennen.  
(2) Absatz 1 gilt nicht für  
1. Eisenbahnverkehrsunternehmen, die nicht dem Bund gehören und deren Tätigkeit ausschließlich 
auf den Schienenpersonennahverkehr beschränkt ist,  
2. Eisenbahninfrastrukturunternehmen, die nicht dem Bund gehören.  

§ 9 - Getrennte Rechnungsführung 
(1) Öffentliche Eisenbahnen, die sowohl Eisenbahnverkehrsleistungen erbringen als auch eine 
Eisenbahninfrastruktur betreiben, haben in ihrer Rechnungsführung beide Bereiche zu trennen. Eine 
Überleitung von Subventionen von einem Bereich zum anderen ist unzulässig. Die Beachtung dieses 
Verbotes muss in der Rechnungsführung beider Bereiche zum Ausdruck kommen.  
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(2) Absatz 1 gilt auch für Eisenbahnen, die nicht dem öffentlichen Verkehr dienen, sofern sie ihre 
Eisenbahninfrastruktur anderen Eisenbahnverkehrsunternehmen zur Nutzung für den öffentlichen 
Verkehr gegen Entgelt zur Verfügung stellen.  
(3) Soweit und solange ein öffentliches Eisenbahnverkehrsunternehmen 
Eisenbahnverkehrsleistungen sowohl in Bereichen, in denen gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen 
auferlegt oder vereinbart werden können, als auch in anderen Bereichen erbringt, sind die 
Anforderungen des Artikels 1 Abs. 5 Unterabs. 2 Buchstabe a und b der in § 5 Abs. 3 Nr. 2 genannten 
Verordnung (EWG) Nr. 1191/69 des Rates zu beachten. Auch für die Bereiche, in denen 
gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen auferlegt oder vereinbart werden können, ist eine gesonderte 
Rechnung erforderlich. Mindestens muss diese Rechnung den Anforderungen an eine Kosten-Erlös-
Rechnung und eine Inventur gemäß § 240 des Handelsgesetzbuchs genügen. Die Rechnung muss 
den gleichen Zeitraum wie die Jahresabschlüsse umfassen. Im übrigen gilt Absatz 1 Satz 2 und 3 
entsprechend.  

§ 10 - Beförderungspflicht 
Öffentliche Eisenbahnverkehrsunternehmen, die dem Personenverkehr dienen, sind zur Beförderung 
von Personen und Reisegepäck verpflichtet, wenn  
1. die Beförderungsbedingungen eingehalten werden,  
2. die Beförderung mit den regelmäßig verwendeten Beförderungsmitteln möglich ist und  
3. die Beförderung nicht durch Umstände verhindert wird, welche das 
Eisenbahnverkehrsunternehmen nicht abwenden und denen es auch nicht abhelfen konnte.  

§ 11 - Stillegung von Eisenbahninfrastruktureinrichtungen 
(1) Beabsichtigt ein Eisenbahninfrastrukturunternehmen die dauernde Einstellung des Betriebes einer 
Strecke, eines für die Betriebsabwicklung wichtigen Bahnhofs oder die deutliche Verringerung der 
Kapazität einer Strecke, so hat es dies bei der zuständigen Aufsichtsbehörde zu beantragen. Dabei 
hat es darzulegen, dass ihm der Betrieb der Infrastruktureinrichtung nicht mehr zugemutet werden 
kann und Verhandlungen mit Dritten, denen ein Angebot für die Übernahme der 
Infrastruktureinrichtung zu in diesem Bereich üblichen Bedingungen gemacht wurde, erfolglos 
geblieben sind. Bei den Übernahmeangeboten an Dritte sind Vorleistungen angemessen zu 
berücksichtigen.  
(2) Die zuständige Aufsichtsbehörde hat über den Antrag unter Berücksichtigung verkehrlicher und 
wirtschaftlicher Kriterien innerhalb von drei Monaten zu entscheiden. Im Bereich der Eisenbahnen des 
Bundes entscheidet das Eisenbahn-Bundesamt im Benehmen mit der zuständigen Landesbehörde. 
Bis zur Entscheidung hat das Unternehmen den Betrieb der Schieneninfrastruktur aufrecht zu halten.  
(3) Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn die zuständige Aufsichtsbehörde innerhalb der in Absatz 2 
bestimmten Frist nicht entschieden hat. Versagt sie die Genehmigung nach Maßgabe des Absatzes 2, 
so hat sie dem Eisenbahninfrastrukturunternehmen die aus der Versagung entstehenden Kosten, 
einschließlich der kalkulatorischen Kosten zu ersetzen; die Zahlungsverpflichtung trifft das Land, 
wenn die von der Landesbehörde im Rahmen des Benehmens vorgetragenen Gründe für die 
Ablehnung maßgebend waren.  
(4) Liegen die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 nicht vor, ist die Genehmigung zu versagen.  
(5) Eine Versagung nach Maßgabe des Absatzes 2 ist nur für einen Zeitraum von einem Jahr möglich; 
danach gilt die Genehmigung als erteilt.  

§ 12 - Tarife 
(1) Tarife sind die Beförderungsentgelte und Beförderungsbedingungen der 
Eisenbahnverkehrsunternehmen. Diese sind verpflichtet, daran mitzuwirken, dass  
1. für die Beförderung von Personen und Gütern, die sich auf mehrere aneinander anschließende 
Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs erstreckt, direkte Abfertigung eingerichtet wird,  
2. im Personenverkehr durchgehende Tarife aufgestellt werden.  
(2) Öffentliche Eisenbahnverkehrsunternehmen sind dazu verpflichtet, im Schienenpersonenverkehr 
Tarife aufzustellen, die alle Angaben, die zur Berechnung des Entgeltes für die Beförderung von 
Personen und für Nebenleistungen im Personenverkehr notwendig sind, sowie alle anderen für die 
Beförderung maßgebenden Bestimmungen enthalten. Tarife nach Satz 1 müssen gegenüber 
jedermann in gleicher Weise angewendet werden.  
(3) Ohne eine vorherige Genehmigung  
1. der Beförderungsbedingungen im Schienenpersonenverkehr,  



  
NASSAUISCHER 

 

Verkehrsrecht  

 FEUERWEHRVERBAND e.V. 
 

 

Allgemeines Eisenbahngesetz BGBl. I. S.1950 
Gültig ab 27.07.2001 

 
- 5 - 

2. der Beförderungsentgelte im Schienenpersonennahverkehr  
dürfen Eisenbahnverkehrsleistungen nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 nicht erbracht werden. Die Tarifhoheit liegt 
beim Bund, soweit es sich um Beförderungsbedingungen einer Eisenbahn des Bundes für ihren 
Schienenpersonenfernverkehr handelt, im übrigen bei den Ländern. Die Genehmigungsbehörde kann 
auf die Befugnis zur Genehmigung verzichten.  
(4) Die nach Absatz 3 zu erteilende Genehmigung kann auch als Rahmengenehmigung erteilt 
werden. Die erforderliche Genehmigung gilt als erteilt,  
1. wenn dem Eisenbahnverkehrsunternehmen nicht innerhalb von zwei Wochen nach Eingang seines 
Antrages eine Äußerung der Genehmigungsbehörde zugeht,  
2. wenn dem Eisenbahnverkehrsunternehmen nicht innerhalb von sechs Wochen nach Eingang 
seines Antrages eine vom Antrag abweichende Entscheidung der Genehmigungsbehörde zugeht.  
(5) Die Genehmigungsbehörde kann in den Fällen des Artikels 1 Abs. 5 und 6 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1191/69 des Rates unter den dort genannten Voraussetzungen die Genehmigung versagen oder 
die Änderung von Tarifen verlangen. Die Genehmigung von Beförderungsbedingungen kann darüber 
hinaus versagt werden, wenn sie mit dem geltenden Recht, insbesondere mit den Grundsätzen des 
Handelsrechts und des Gesetzes über Allgemeine Geschäftsbedingungen, nicht in Einklang stehen.  
(6) Tarife nach Absatz 2 sowie Tarife nach Absatz 3 Satz 1 müssen bekannt gemacht werden. 
Erhöhungen der Beförderungsentgelte oder andere für den Kunden nachteilige Änderungen der 
Beförderungsbedingungen werden frühestens einen Monat nach der Bekanntmachung wirksam, wenn 
nicht die Genehmigungsbehörde eine Abkürzung der Bekanntmachungsfrist genehmigt hat. Die 
Genehmigung muss aus der Bekanntmachung ersichtlich sein.  
(7) F6uuml;r Vereinbarungen von Eisenbahnverkehrsunternehmen und für Vereinbarungen von 
Eisenbahnverkehrsunternehmen mit anderen Unternehmen, die sich mit der Beförderung von 
Personen befassen, sowie für Beschlüsse und Empfehlungen von Vereinigungen dieser Unternehmen 
gelten die §:§ 1 und 22 Abs. 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen nicht, soweit sie im 
Interesse einer ausreichenden Bedienung der Bevölkerung mit Verkehrsleistungen im öffentlichen 
Personennahverkehr und einer wirtschaftlichen Verkehrsgestaltung erfolgen und einer Integration der 
Nahverkehrsbedienung, insbesondere durch Verkehrskooperationen, durch die Abstimmung und den 
Verbund von Beförderungsentgelten und durch die Abstimmung der Fahrpläne dienen. Sie bedürfen 
zu ihrer Wirksamkeit der Anmeldung bei der Genehmigungsbehörde, die diese Anmeldung an die 
Kartellbehörde weiterleitet. § 12 Abs. 1 und § 22 Abs. 6 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen gelten entsprechend. Verfügungen der Kartellbehörde, die solche 
Vereinbarungen, Beschlüsse oder Empfehlungen betreffen, ergehen im Benehmen mit der 
zuständigen Genehmigungsbehörde.  

§ 13 - Anschluss an andere Eisenbahnen 
(1) Jede öffentliche Eisenbahn hat angrenzenden öffentlichen Eisenbahnen mit Sitz in der 
Bundesrepublik Deutschland den Anschluss an ihre Eisenbahninfrastruktur unter billiger Regelung der 
Bedingungen und der Kosten zu gestatten. Im übrigen gilt § 14.  
(2) Im Falle der Nichteinigung über die Bedingungen des Anschlusses sowie über die 
Angemessenheit der Kosten entscheidet, wenn eine Eisenbahn des Bundes beteiligt ist, das 
Eisenbahn-Bundesamt, in den übrigen Fällen die zuständige Landesbehörde.  

§ 14 - Zugang zur Eisenbahninfrastruktur 
(1) Eisenbahnverkehrsunternehmen mit Sitz in der Bundesrepublik Deutschland haben das Recht auf 
diskriminierungsfreie Benutzung der Eisenbahninfrastruktur von Eisenbahninfrastrukturunternehmen, 
die dem öffentlichen Verkehr dienen. Dieser Grundsatz gilt sinngemäß auch für die Bereiche 
Schienenpersonenfernverkehr, Schienenpersonennahverkehr und Schienengüterverkehr. Bei der 
Vergabe der Eisenbahninfrastrukturkapazitäten haben die Eisenbahninfrastrukturunternehmen 
vertakteten oder ins Netz eingebundenen Verkehr angemessen zu berücksichtigen.  
(2) Nutzen Eisenbahnen, die nicht dem öffentlichen Verkehr dienen und die sowohl 
Eisenbahnverkehrsleistungen erbringen als auch eine Eisenbahninfrastruktur betreiben, die 
Eisenbahninfrastruktur von öffentlichen Eisenbahninfrastrukturunternehmen, so steht ihnen das Recht 
nach Absatz 1 nur insoweit zu, als sie die Benutzung ihrer Eisenbahninfrastruktur anderen 
öffentlichen Eisenbahnverkehrsunternehmen zu vergleichbaren Bedingungen gewähren.  
(3) Absatz 1 gilt entsprechend für  
1. internationale Gruppierungen im Sinne des § 2 Abs. 4;  
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2. Eisenbahnverkehrsunternehmen, die unter Artikel 2 der Richtlinie 91/440/EWG des Rates vom 29. 
Juli 1991 zur Entwicklung der Eisenbahnunternehmen der Gemeinschaft (ABl. EG Nr. L 237 S. 25) 
fallen, für das Erbringen von Verkehrsleistungen im grenzüberschreitenden kombinierten 
Güterverkehr;  
3. Eisenbahnen, die nach dem Recht eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen 
Gemeinschaften oder eines Mitgliedstaates des Abkommens vom 2. Mai 1992 über den Europäischen 
Wirtschaftsraum zum Eisenbahnverkehr zugelassen sind, sofern die Gegenseitigkeit für den Zugang 
zum Verkehr auf der Eisenbahninfrastruktur dieser Eisenbahnen für Eisenbahnverkehrsunternehmen 
mit Sitz in der Bundesrepublik Deutschland gewährleistet ist;  
4. Eisenbahnen mit Sitz in Staaten, die nicht Mitglied der Europäischen Gemeinschaften oder des 
Abkommens vom 2. Mai 1992 über den Europäischen Wirtschaftsraum sind, auf der Grundlage 
zwischenstaatlicher Vereinbarungen;  
5. Eisenbahnverkehrsunternehmen mit Sitz im Ausland, wenn die in Nummer 3 genannte 
Gegenseitigkeit nicht gewährleistet ist, auf der Grundlage zwischenstaatlicher Vereinbarungen.  
(4) Einzelheiten des Zugangs, insbesondere hinsichtlich des Zeitpunktes und der Dauer der Nutzung, 
sowie das zu entrichtende Entgelt und die sonstigen Nutzungsbedingungen, einschließlich der der 
Betriebssicherheit dienenden Bestimmungen sind zwischen den Eisenbahnverkehrsunternehmen und 
den Eisenbahninfrastrukturunternehmen zu vereinbaren.  
(5) Kommt eine Vereinbarung nach Absatz 4 nicht zustande, so entscheidet auf Antrag eines der 
beteiligten Unternehmen das Eisenbahn-Bundesamt. Die Aufgaben und Zuständigkeiten der 
Kartellbehörden nach dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen bleiben unberührt.  

§ 15 - Gemeinwirtschaftliche Leistungen 
(1) Für die Auferlegung oder Vereinbarung gemeinwirtschaftlicher Leistungen ist die Verordnung 
(EWG) Nr. 1191/69 des Rates maßgebend. Zuständig im Sinne dieser Verordnung sind für 
Eisenbahnen des Bundes, soweit es sich nicht um deren Schienenpersonennahverkehr handelt, 
Behörden des Bundes, im übrigen nach Maßgabe des Landesrechts Behörden der Länder oder die 
Kreise, Gemeinden oder Gemeindeverbände.  
(2) Die zuständigen Behörden, die beabsichtigen, die Erbringung gemeinwirtschaftlicher Leistungen 
durch Eisenbahnverkehrsunternehmen auf der Grundlage des Artikels 1 Abs. 4 und des Artikels 14 
der in Absatz 1 genannten Verordnung zu vereinbaren, können diese Leistungen ausschreiben.  

§ 16 - Ausgleich betriebsfremder Aufwendungen 
(1) Unbeschadet des § 15 sind den nichtbundeseigenen öffentlichen Eisenbahnen Belastungen und 
Nachteile auszugleichen, die sich aus folgenden Tatbeständen ergeben:  
1. Aufwendungen für auferlegte Kindergeldzulagen für Arbeitnehmer, die andere 
Verkehrsunternehmen nicht zu tragen haben,  
2. Aufwendungen für auferlegte Ruhegehälter und Renten, die von den Eisenbahnen unter anderen 
als den für andere Verkehrsunternehmen geltenden Bedingungen zu tragen sind,  
3. Aufwendungen für die Erhaltung und den Betrieb von höhengleichen Kreuzungen, wenn die 
Eisenbahn für mehr als die Hälfte der Aufwendungen aufkommt.  
(2) Den Ausgleich nach Absatz 1 gewährt das Land, in dessen Gebiet der Verkehr betrieben wird. 
Erstreckt sich der Verkehr auch auf das Gebiet eines anderen Landes, so wird dem Ausgleich der Teil 
der Leistungen zugrundegelegt, der in dem jeweiligen Land erbracht wird. Den Ausgleich nach Absatz 
1 Nr. 3 gewährt der Bund, soweit es sich um höhengleiche Kreuzungen mit Bundesstraßen handelt.  

§ 17 - Vorarbeiten 
(1) Eigentümer und sonstige Nutzungsberechtigte haben zur Vorbereitung der Planung eines 
Vorhabens oder von Unterhaltungsmaßnahmen notwendige Vermessungen, Boden- und 
Grundwasseruntersuchungen einschließlich der vorübergehenden Anbringung von 
Markierungszeichen und sonstige Vorarbeiten durch den Träger des Vorhabens oder von ihm 
Beauftragte zu dulden. Arbeits-, Betriebs- oder Geschäftsräume dürfen zu diesem Zweck während der 
jeweiligen Arbeits-, Geschäfts- oder Aufenthaltszeiten nur in Anwesenheit des Eigentümers oder 
sonstigen Nutzungsberechtigten oder eines Beauftragten, Wohnungen nur mit Zustimmung des 
Wohnungsinhabers betreten werden.  
(2) Die Absicht, solche Arbeiten auszuführen, ist dem Eigentümer oder sonstigen 
Nutzungsberechtigten mindestens zwei Wochen vorher unmittelbar oder durch ortsübliche 
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Bekanntmachung in den Gemeinden, in denen die Vorarbeiten durchzuführen sind, bekannt zu 
geben.  
(3) Entstehen durch eine Maßnahme nach Absatz 1 einem Eigentümer oder sonstigen 
Nutzungsberechtigten unmittelbare Vermögensnachteile, so hat der Träger des Vorhabens eine 
angemessene Entschädigung in Geld zu leisten. Kommt eine Einigung über die Geldentschädigung 
nicht zustande, so setzt die nach Landesrecht zuständige Behörde auf Antrag des Trägers des 
Vorhabens oder des Berechtigten die Entschädigung fest. Vor der Entscheidung sind die Beteiligten 
zu hören.  

§ 18 - Planfeststellung, Plangenehmigung 
(1) Betriebsanlagen einer Eisenbahn einschließlich der Bahnstromfernleitungen dürfen nur gebaut 
oder geändert werden, wenn der Plan zuvor festgestellt worden ist.  
(2) An Stelle eines Planfeststellungsbeschlusses kann eine Plangenehmigung erteilt werden, wenn  
1. es sich bei dem Vorhaben nicht um ein Vorhaben handelt, für das nach dem Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist,  
2. mit den Trägern öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich berührt wird, das Benehmen 
hergestellt worden ist und  
3. Rechte anderer nicht beeinträchtigt werden oder die Betroffenen sich mit der Inanspruchnahme 
ihres Eigentums oder eines anderen Rechts schriftlich einverstanden erklärt haben.  
Die Plangenehmigung hat die Rechtswirkungen der Planfeststellung; auf ihre Erteilung finden die 
Vorschriften über das Planfeststellungsverfahren keine Anwendung. § 75 Abs. 4 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes gilt entsprechend. Vor Erhebung einer verwaltungsgerichtlichen 
Klage bedarf es keiner Nachprüfung in einem Vorverfahren. 


